
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Drittes, befristetes Konjunkturprogramm tritt ab Januar 2010 in Kraft

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Freymond, Nicolas
Hirter, Hans
Schär, Suzanne

Bevorzugte Zitierweise

Freymond, Nicolas; Hirter, Hans; Schär, Suzanne 2025. Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik: Drittes, befristetes Konjunkturprogramm tritt ab Januar 2010 in
Kraft, 2009 - 2010. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.05.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Wirtschaft
1Wirtschaftspolitik

1Konjunkturlage- und politik

2Infrastruktur und Lebensraum
2Energie

2Energiepolitik

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

BFE Bundesamt für Energie

OFEN Office fédéral de l'énergie

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Nachdem sich die Rezession bis zum Sommer weiter verstärkt hatte, schlug der
Bundesrat dem Parlament im August vor, auch noch das im Ende 2008 in Aussicht
gestellte dritte Programm zur Stabilisierung der Konjunktur in Kraft zu setzen. Mit
diesem rund 400 Mio Fr. kostenden Programm sollten zusätzliche befristete
Finanzhilfen für Massnahmen in den Bereichen Arbeitsmarkt, Informations- und
Kommunikationstechnologien sowie Wirtschaftswerbung im Ausland zur Verfügung
gestellt werden. Auf dem Arbeitsmarkt gelte es insbesondere, die Instrumente der
Arbeitslosenversicherung zu ergänzen, um die erwartete besonders starke Zunahme
von Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Ausgebaut werden sollen dabei insbesondere
die Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für stellenlose Jugendliche und für
Kurzarbeitende. Finanziell massiv ins Gewicht fiel mit rund 240 Mio Fr. der Vorschlag,
für rund 8000 Langzeitarbeitslose, die ausgesteuert sind oder kurz davor stehen
(Personen, die seit mindestens einem Jahr ohne Stelle sind), während maximal sechs
Monaten die Lohnkosten für die Beschäftigung bei einer gemeinnützigen Organisation
zu übernehmen. Zu den Massnahmen im Technologiebereich gehörte vor allem die
Unterstützung der Weiterentwicklung der digitalen Signatur zu einer allgemein
akzeptierten Karte (Swiss ID) als Mittel zur sicheren Authentifizierung im elektronischen
Geschäfts- und Behördenverkehr. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.08.2009
HANS HIRTER

Das Parlament hiess die Massnahmen in der Herbstsession nach einer langen
Auseinandersetzung gut. Der Ständerat lehnte zuerst einen Nichteintretensantrag von
Germann (svp, SH) und Schweiger (fdp, ZG) mit 25 zu 6 Stimmen ab. Diese begrüssten
zwar grundsätzlich die primär arbeitsmarktbezogenen Vorschläge des Bundesrates,
lehnten das Paket aber aus finanzpolitischen Überlegungen ab. In der Detailberatung
schwächte der Rat den bundesrätlichen Vorschlag ab, die Löhne für einige tausend
ausgesteuerte Langzeitarbeitslose für eine Beschäftigung in nicht profitorientierten
gemeinnützigen Unternehmen für eine Dauer von sechs Monaten vom Bund zu
bezahlen. Die Lohnkosten sollen gemäss dem Entscheid der kleinen Kammer diesen
Organisationen nur teilweise, d.h. mit maximal 3000 Fr. pro Monat vergütet werden. Ein
Antrag Hess (fdp, OW), darauf ganz zu verzichten, lehnte der Ständerat mit 24 zu 12
Stimmen ab. Keine Gnade fand hingegen die vom Bundesrat beantragte
Anschubfinanzierung von rund 25 Mio Fr. zugunsten der Akzeptanz und Verwendung
einer Ausweiskarte mit der elektronischen Signatur. Mehrere Votanten kritisierten, dass
dieses Konzept noch unausgegoren sei und nicht klar sei, wofür die finanziellen Mittel
verwendet werden sollen. Mit 22 zu 15 Stimmen wurde auf Antrag Gutzwiller (fdp, ZH)
dieser Beitrag gestrichen.

Auch im Nationalrat beantragte eine aus Mitgliedern der SVP und der FDP gebildete
Kommissionsminderheit Nichteintreten. Die FDP, die SVP und die BDP waren zwar nicht
gegen alle Komponenten des Stabilisierungsprogramms, sie erachteten aber die
Mehrzahl der im Bereich Arbeitsmarkt vorgesehenen Massnahmen (insbesondere das
Beschäftigungsprogramm für Ausgesteuerte) als wenig sinnvoll. Zudem waren sie gegen
ein drittes Paket zum aktuellen Zeitpunkt, weil sie in den Statistiken bereits erste
Anzeichen einer Wirtschaftserholung zu erkennen glaubten. Ihr Nichteintretensantrag
unterlag mit 93 zu 91 Stimmen äusserst knapp; den Ausschlag gegeben hatte die fast
geschlossene Unterstützung des Programms durch die CVP, welche ihre Bundesrätin
Leuthard nicht im Regen stehen lassen wollte. In der Detailberatung wurden die
zusätzlichen Ausgaben für die Aus- und Weiterbildung von Personen mit frisch
abgeschlossener Lehre zwar gutgeheissen, scheiterten aber an der Ausgabenbremse,
welche eine Zustimmung durch die Mehrheit aller Ratsmitglieder fordert. Die Idee, dass
der Bund für einige Zeit die Löhne für einige tausend ausgesteuerte Langzeitarbeitslose
für eine Beschäftigung bei gemeinnützigen Unternehmen bezahlt, lehnte der Rat auf
Antrag von Spuhler (svp, TG) mit 94 zu 90 Stimmen ab. Für die finanzielle Unterstützung
von Betrieben, die stellenlose Lehrabsolventen weiter beschäftigen, ergab sich im
Nationalrat eine hauchdünne Mehrheit. Grosszügiger als der Ständerat zeigte er sich
hingegen bei der Förderung der digitalen Unterschrift; er nahm diese wieder in das
Programm auf. Nachdem der Rat eine ganze Reihe von Anträgen der SP und der GP für

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2009
HANS HIRTER
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zusätzliche Massnahmen abgelehnt hatte, hiess er das dritte
Konjunkturförderungsprogramm mit 94 zu 87 Stimmen gut. 

In der Differenzbereinigung hielt der Ständerat mit deutlicher Mehrheit am
Lohnzahlungsprogramm für Langzeitarbeitslose fest. Mit knappem Mehr war er nun
auch mit dem Beitrag zur Förderung der Verbreitung der digitalen Unterschrift
einverstanden. Im Nationalrat wurden die zusätzlichen Ausgaben für die Aus- und
Weiterbildung von Personen mit neu abgeschlossener Lehre nochmals gutgeheissen,
scheiterten aber erneut an der Ausgabenbremse. Die Lohnübernahme für die befristete
Beschäftigung von Ausgesteuerten fand diesmal eine knappe Mehrheit, vermochte aber
das qualifizierte Mehr für die Überwindung der Ausgabenbremse ebenfalls nicht zu
schaffen. An dieser Hürde scheiterte auch die Finanzierung von Weiterbildungskosten
für Personen, die in Betrieben mit Kurzarbeit beschäftigt sind. Nachdem die kleine
Kammer ihre Beschlüsse nochmals bestätigt hatte, wiederholte sich die Prozedur im
Nationalrat: Er hiess sämtliche Projekte ebenfalls gut, da die befürwortende, aus SP,
CVP und GP gebildete Mehrheit aber weniger als 101 Stimmen zählte, scheiterten sie
aber alle an der Ausgabenbremse. Die Einigungskonferenz beschloss, an der
Finanzierung der Aus- und Weiterbildung von Lehrabsolventen sowie von
Kurzarbeitenden festzuhalten. Bei den Beschäftigungsprogrammen für Ausgesteuerte
bei gemeinnützigen Organisationen fand sie eine Kompromissformel, welche dem
Bundesrat die Kompetenz erteilt, diese einzuführen, wenn die nationale
Arbeitslosenrate 5% erreicht. Diese Lösung veranlasste drei Abgeordnete der BDP und
zwei der FDP zu Umschwenken, wodurch das qualifizierte Mehr für die Überwindung
der Ausgabenbremse im Nationalrat mit 103 Stimmen erreicht wurde. Die kleine
Kammer schloss sich diesem Entscheid an und beide Ratskammern stimmten auch der
dringlichen Inkraftsetzung zu. 2

Am 1.1.2010 wurde das bis Ende 2011 gültige Bundesgesetz über befristete
konjunkturelle Stabilisierungsmassnahmen in den Bereichen des Arbeitsmarkts, der
Informations- und Kommunikationstechnologie sowie der Kaufkraft in Kraft gesetzt. Es
bildet die Rechtsgrundlage für die dritte Phase des dreistufigen
Konjunkturstützungsprogramms. Da aufgrund des wirtschaftlichen Aufschwungs Anfang
des Jahres auch die Arbeitslosenquote stabilisiert werden konnte, wurde nur ein
Bruchteil der gesprochenen Gelder für die Arbeitsmarktmassnahmen ausgeschüttet.
Zur Schaffung von zusätzlicher Planungssicherheit für die Unternehmungen erhöhte der
Bundesrat die Höchstbezugsdauer für Kurzarbeitsentschädigung von 18 auf 24 Monate.
Diese gilt bis Ende 2011. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.01.2010
SUZANNE SCHÄR

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Dans le cadre du programme de stabilisation de l’économie nationale, le parlement a
pris un certain nombre de mesures dans le domaine énergétique. Lors de la première
phase, il a décidé, en décembre 2008, de consacrer 50 millions de francs à l’octroi
d’aides en faveur de l’assainissement des bâtiments. Au début de l’été, l’Office fédéral
du logement en a octroyé une première tranche de 16 millions sous la forme de prêts
de 45'000 francs par logement, remboursables en vingt-cinq ans, pour l’isolation
complète de l’enveloppe de bâtiments d’habitation, tandis que les autres 34 millions
ont été alloués dans un second temps, à l’automne. Lors de la session de printemps, les
chambres ont adopté un second train de mesures pour un montant de 60 millions de
francs. Ainsi trois programmes d’encouragement, destinés respectivement aux
installations photovoltaïques figurant sur la liste d’attente de la rétribution à prix
coûtant (RPC), au remplacement des chauffages électriques à accumulation et aux
projets de chauffage à distance utilisant les rejets de chaleur ou les énergies
renouvelables, ont été mis en œuvre par l’OFEN. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.07.2009
NICOLAS FREYMOND

1) BBl, 2009, S. 5735 ff.; Presse vom 18.6.09.
2) AB SR, 2009, S. 833 ff., 908 ff., 955 ff., 977 f., 988 und 1004; AB NR, 2009, S. 1488 ff., 1680 ff., 1731 ff., 1767 ff., 1780 f. und
1828.; BBl, 2009, S. 6679.
3) Seco, Stabilisierungsmassnahmen: Übersicht zum Umsetzungsstand der ersten und zweiten Stufe per Ende 2009,
26.2.2010; NZZ, 6.1.10; SN, 26.5.10; NZZ, 21.10. und 23.12.10; Seco, Stabilisierungsmassnahmen: Übersicht zum
Umsetzungsstand per Sommer 2010, September 2010.
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4) NZZ, 19.6.09; presse du 3.7.09; DETEC, communiqué de presse, 2.7.09.
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